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bisherige Text gelöscht oder durchgestrichen wird.
Rein technische Änderungen, die von den Dienststellen im Hinblick auf die 
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11. Dezember 2013 in Bezug auf Beschränkungen des Zugangs zu 
Unionsgewässern
(COM(2021)0356 – C9-0254/2021 – 2021/0176(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung)

Das Europäische Parlament,

– unter Hinweis auf den Vorschlag der Kommission an das Europäische Parlament und 
den Rat (COM(2021)0356),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 43 Absatz 2 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der 
Kommission unterbreitet wurde (C9-0254/2021),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– gestützt auf Artikel 59 seiner Geschäftsordnung,

– unter Hinweis auf die Stellungnahme des Ausschusses für regionale Entwicklung,

– unter Hinweis auf den Bericht des Fischereiausschusses (A9-0206/2022),

1. legt den folgenden Standpunkt in erster Lesung fest;

2. fordert die Kommission auf, es erneut zu befassen, falls sie ihren Vorschlag ersetzt, 
entscheidend ändert oder beabsichtigt, ihn entscheidend zu ändern;

3. beauftragt seine Präsidentin, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 
Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.
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Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) Gemäß Artikel 510 des 
Abkommens über Handel und 
Zusammenarbeit zwischen der 
Europäischen Union und der 
Europäischen Atomgemeinschaft 
einerseits und dem Vereinigten 
Königreich Großbritannien und 
Nordirland andererseits1a wird das 
Abkommen vier Jahre nach Ablauf des 
Anpassungszeitraums, der am 30. Juni 
2026 endet, überprüft, einschließlich der 
Bestimmungen über den Zugang zu den 
Gewässern.
______________
1a ABl. L 149 vom 30.4.2021, S. 10.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7b) Die Kommission sollte verpflichtet 
sein, die allgemeinen Vorschriften für den 
Zugang zu den Gewässern gemäß 
Artikel 5 der Verordnung (EU) 
Nr. 1380/2013 vor Ablauf der 
Ausnahmeregelungen zu bewerten. Diese 
Bewertung sollte mindestens ein Jahr vor 
Ablauf der Ausnahmeregelungen 
erfolgen.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 7 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7c) Um eine kontinuierliche 
Bewertung der Gemeinsamen 
Fischereipolitik zu gewährleisten, sollte 
die Verpflichtung der Kommission, das 
Funktionieren dieser Politik zu bewerten, 
alle fünf Jahre erneuert werden.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Verordnung
Erwägung 8 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8a) Anhang I der Verordnung (EU) 
Nr. 1380/2013 sollte geändert werden, um 
den sozialen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Auswirkungen des Austritts 
des Vereinigten Königreichs 
Großbritannien und Nordirland aus der 
Union auf die Fischereien der Union 
sowie den Entwicklungen der 
Unionsflotte in den vergangenen Jahren 
Rechnung zu tragen.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 a (neu)
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013
Artikel 1 – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. In Artikel 5 wird folgender Absatz 
angefügt:
„(4a) Die Kommission erstattet dem 
Europäischen Parlament und dem Rat bis 
31. Dezember 2029 Bericht über die 



PE730.072v02-00 8/16 RR\1260492DE.docx

DE

Bewertung der Anwendung dieses 
Artikels.“

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Verordnung
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 b (neu)
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013
Artikel 49 – Absatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1b. In Artikel 49 wird folgender 
Absatz angefügt:
„Nach diesem Zeitpunkt übermittelt die 
Kommission dem Europäischen 
Parlament und dem Rat alle fünf Jahre 
einen Bericht.“

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013
Anhang 1 – Nummer 5 – Zeile 3

Vorschlag der Kommission

Französisch-belgische Küste bis 
zum Osten des Departements 
Manche (Vire-Mündung bei 
Grandcamp les Bains 49° 23′ 30′' 
N-1° 2′ W Richtung Nord-Nord-
Ost)

Belgien Grundfischarten unbegrenzt

Geänderter Text

Französisch-belgische Küste bis 
zum Osten des Departements 
Manche (Vire-Mündung bei 
Grandcamp les Bains 49° 23′ 30′' 
N-1° 2′ W Richtung Nord-Nord-
Ost)

Belgien Grundfischarten unbegrenzt (mit Ausnahme 
von Schiffen, die 
Snurrewaden oder 
schottische Wadennetze 
einsetzen)
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Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Verordnung
Anhang
Verordnung (EU) Nr. 1380/2013
Anhang 1 – Nummer 5 – Zeile 5

Vorschlag der Kommission

Französisch-belgische Küste bis 
zum Osten des Departements 
Manche (Vire-Mündung bei 
Grandcamp les Bains 49° 23′ 30′' 
N-1° 2′ W Richtung Nord-Nord-
Ost)

Niederlande Alle Arten unbegrenzt

Geänderter Text

Französisch-belgische Küste bis 
zum Osten des Departements 
Manche (Vire-Mündung bei 
Grandcamp les Bains 49° 23′ 30′' 
N-1° 2′ W Richtung Nord-Nord-
Ost)

Niederlande Alle Arten unbegrenzt (mit Ausnahme 
von Schiffen, die 
Snurrewaden oder 
schottische Wadennetze 
einsetzen)
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BEGRÜNDUNG

Hintergrund des Kommissionsvorschlags

Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 über die Gemeinsame Fischereipolitik 
sieht für die 12-Seemeilen-Zone der Mitgliedstaaten (Hoheitsgewässer) eine Ausnahme von der 
allgemeinen Regel des gleichberechtigten Zugangs von Fischereifahrzeugen der Union zu den 
Unionsgewässern und Ressourcen darin gemäß Artikel 5 Absatz 1 der genannten Verordnung 
vor. Mit der Ausnahmeregelung werden die Mitgliedstaaten ermächtigt, Fischerei in der 12-
Seemeilen-Zone auf bestimmte Fischereifahrzeuge zu beschränken. Die von den 
Mitgliedstaaten auf der Grundlage der Ausnahmeregelung eingeführten Beschränkungen haben 
den fischereilichen Druck in den biologisch besonders anfälligen Gebieten gemindert und zur 
wirtschaftlichen Stabilität der kleinen Küstenfischerei beigetragen.

Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 sieht eine ähnliche Ausnahmeregelung 
für Gewässer bis zu 100 Seemeilen von den Basislinien der Gebiete in äußerster Randlage der 
Union gemäß Artikel 349 Absatz 1 AEUV vor. Aufgrund der Ausnahmeregelung können die 
betreffenden Mitgliedstaaten den Fischfang Schiffen vorbehalten, die in den Häfen dieser 
Gebiete registriert sind. 

Diese Ausnahmeregelungen gelten bis zum 31. Dezember 2022, und der Vorschlag der 
Kommission zielt darauf ab, eine Aufhebung der spezifischen Zugangsregelung gemäß 
Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 3 der genannten Verordnung zu vermeiden. Mit dem 
Vorschlag wird eine Änderung der einschlägigen Bestimmungen der Verordnung 
vorgeschlagen, um den Zeitraum, in dem die Mitgliedstaaten den Zugang zu ihren Gewässern 
im Rahmen dieser Bestimmungen einschränken können, um einen weiteren Zeitraum von zehn 
Jahren zu verlängern.

Außerdem wird eine Änderung des Anhangs I der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 
vorgeschlagen. In Anhang I sind für jeden Mitgliedstaat die geografischen Gebiete für 
Fangtätigkeiten in den Küstenstreifen anderer Mitgliedstaaten und die betreffenden Arten 
festgelegt. Diese Änderung spiegelt den Austritt des Vereinigten Königreichs aus der 
Europäischen Union sowie eine gemeinsame Mitteilung Italiens und Griechenlands an die 
Kommission vom 9. Juni 2020 über den Zugang italienischer Fischereifahrzeuge zu den 
Hoheitsgewässern Griechenlands gemäß der bilateralen Vereinbarung zwischen den 
betreffenden Mitgliedstaaten wider. Schließlich sollten nach dem Urteil in der Rechtssache C-
457/18 die Fußnoten, in denen auf die am 4. November 2009 in Stockholm unterzeichnete 
Schiedsvereinbarung zwischen Slowenien und Kroatien Bezug genommen wird, wegen 
fehlender Zuständigkeit der EU in Grenzangelegenheiten aus Anhang I gestrichen werden. 

Standpunkt des Berichterstatters

In Artikel 5 Absätze 2 und 3 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 sind die zulässigen 
Ausnahmen vom Grundsatz des gleichberechtigten Zugangs zu Gewässern und Ressourcen in 
allen Unionsgewässern festgelegt. Diese Ausnahmeregelungen gelten derzeit bis zum 
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31. Dezember 2022.

Eine Überarbeitung des Handels- und Kooperationsabkommens zwischen der Europäischen 
Union und dem Vereinigten Königreich wird im Jahr 2030 erfolgen, vier Jahre nach Ablauf des 
Anpassungszeitraums, der am 30. Juni 2026 endet. Der 31. Dezember 2032 ist für diese 
Überarbeitung eine angemessene Frist. 

Darüber hinaus sollte die Kommission die Auswirkungen dieser Vorschriften über den Zugang 
zu den Gewässern mindestens ein Jahr vor Ablauf der Ausnahmeregelungen bewerten, bevor 
sich die Mitgesetzgeber zu einer möglichen Verlängerung nach 2032 äußern können. Die 
Folgen und Auswirkungen dieser Ausnahmen sollten beziffert, qualifiziert und gemessen 
werden, damit eine fundierte Entscheidung über das weitere Vorgehen getroffen werden kann.

Gemäß Artikel 49 der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 nimmt die Europäische Kommission 
bis zum 31. Dezember 2022 eine Bewertung des Funktionierens der Gemeinsamen 
Fischereipolitik vor. Um eine kontinuierliche Bewertung der GFP zu gewährleisten, sollte diese 
Verpflichtung alle fünf Jahre erneuert werden.
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22.4.2022

STELLUNGNAHME DES AUSSCHUSSES FÜR REGIONALE ENTWICKLUNG

für den Fischereiausschuss

zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 11. Dezember 2013 in Bezug auf Beschränkungen des Zugangs zu Unionsgewässern
(COM(2021)0356 – C9-0254/2021 – 2021/0176(COD))

Verfasserin der Stellungnahme: Mathilde Androuët

(Vereinfachtes Verfahren – Artikel 52 Absätze 1 und 3 der Geschäftsordnung)

KURZE BEGRÜNDUNG

A. Ziele und Inhalt des Vorschlags

Mit dem Vorschlag sollen die bestehenden Ausnahmeregelungen für Beschränkungen des 
Zugangs zu EU-Gewässern um weitere zehn Jahre verlängert werden, um die Kontinuität der 
geltenden Schutzmaßnahmen zu gewährleisten und eine Störung des Gleichgewichts zu 
vermeiden, das sich nach der Einführung dieser Sonderregelung schrittweise entwickelt hat.

Gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 über die GFP haben die Mitgliedstaaten das 
Recht,

– in den Gewässern bis zu 12 Seemeilen von den Basislinien den Fischfang 
Fischereifahrzeugen vorzubehalten, die von Häfen der angrenzenden Küste aus 
traditionell in diesen Gewässern fischen;

– in den Gewässern bis zu 100 Seemeilen von den Basislinien der Gebiete in äußerster 
Randlage der Union gemäß Artikel 349 AEUV den Fischfang Schiffen vorzubehalten, 
die in den Häfen dieser Gebiete registriert sind.

Da diese Ausnahmeregelungen bis zum 31. Dezember 2022 gelten, zielt der Vorschlag darauf 
ab, eine Aufhebung der spezifischen Zugangsregelung vermeiden, da deren Zweck derzeit 
genauso gerechtfertigt ist wie in den vergangenen Jahrzehnten. Dies ist auf den derzeitigen 
Erhaltungszustand vieler Bestände, die Bedeutung der Küstengewässer für die 
Erhaltungsbemühungen sowie die anhaltenden Schwierigkeiten in Küstengebieten, die in 
hohem Maße von der Fischerei abhängig sind und kaum von anderen wirtschaftlichen 
Entwicklungen profitieren dürften, zurückzuführen.

Mit dem Vorschlag wird ferner Anhang I der Verordnung (EU) Nr. 1380/2013 nach dem 
Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen 
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Union und einem gemeinsamen Antrag Italiens und Griechenlands bezüglich des Zugangs 
italienischer Fischereifahrzeuge zum Ionischen Meer, zur Ägäis und zum Libyschen Meer 
geändert. In Anhang I sind für jeden Mitgliedstaat die geografischen Gebiete für 
Fangtätigkeiten in den Küstenstreifen anderer Mitgliedstaaten und die betreffenden Arten 
festgelegt.

B. Einschätzung der Berichterstatterin

Der derzeitige kritische Erhaltungszustand vieler Bestände, die Bedeutung der 
Küstengewässer für die Erhaltungsbemühungen sowie die anhaltenden Schwierigkeiten in 
Küstengebieten, die in hohem Maße von der Fischerei abhängig sind und kaum von anderen 
wirtschaftlichen Entwicklungen profitieren dürften, sind bekannt. 

Bestehende Vorschriften über den eingeschränkten Zugang zu den Ressourcen in den 12-
Seemeilen-Zonen der Mitgliedstaaten dienten der Bestandserhaltung, da sie den 
Fischereiaufwand in den empfindlichsten Gewässern der Union beschränken. Diese 
Vorschriften haben zudem zur Erhaltung traditioneller Fischereitätigkeiten beigetragen, die 
für die soziale und wirtschaftliche Entwicklung der Küstenbevölkerung in bestimmten 
Gebieten eine äußerst wichtige Rolle spielen. 

Bestehende Beschränkungen des Zugangs zu den biologischen Meeresschätzen rund um die 
Gebiete der Union in äußerster Randlage gemäß Artikel 349 Absatz 1 AEUV haben unter 
Berücksichtigung der strukturbedingten sozialen und wirtschaftlichen Situation dieser Gebiete 
zur Erhaltung der lokalen Wirtschaft beigetragen.

Die Ziele der spezifischen Regelung sind weiterhin ebenso gültig wie in den vergangenen 
Jahrzehnten.

Daher erscheint der Vorschlag der Kommission gerechtfertigt, und er ist zu befürworten. Der 
federführende Ausschuss sollte dem Parlament daher empfehlen, diesen Vorschlag für einen 
Beschluss ohne Änderung im Rahmen des vereinfachten Verfahrens gemäß Artikel 52 
Absatz 1 der Geschäftsordnung zu billigen.

******

Der Ausschuss für regionale Entwicklung ersucht den federführenden Fischereiausschuss, 
vorzuschlagen, dass das Europäische Parlament seinen Standpunkt in erster Lesung festlegt, 
indem es den Vorschlag der Kommission übernimmt.
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